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Einleitung

Die Abhandlungen zu aktivem staatlichem Informationshandeln sind Legion1.
In der Literatur kommt es bisweilen vor, dass einer Zusammenstellung der ein-
schlägigen Beiträge eine Art Vorwort vorangestellt wird, die Zahl der Beiträge
sei nicht mehr überschaubar und die folgende Liste erhebe daher keinen An-
spruch auf Vollständigkeit2. Das nicht umsonst „Modethema“3 genannte aktive
staatliche Informationshandeln beschäftigt seit mehreren Jahrzehnten Rechtspre-
chung und Wissenschaft4, und bis heute werden fortgesetzt Monografien zu die-
sem Bereich staatlicher Lenkungstätigkeit veröffentlicht5. Bedarf es da wirklich
noch weiterer Untersuchungen?

Aus zwei Gründen muss die Antwort auf die Frage ja lauten. Einerseits sind
nach wie vor viele Problembereiche staatlichen Informationshandelns trotz aller
Bemühungen von Rechtsprechung und Wissenschaft ungeklärt und strittig. An-
dererseits hat sich die Diskussion um staatliches Informationshandeln häufig auf
einzelne Elemente des Informationshandlungsspektrums konzentriert6. Diese
Untersuchung möchte ein Mittel staatlichen Informationshandelns betrachten,
welches bisher allenfalls am Rande Aufmerksamkeit erhalten hat: Die Bericht-
erstattung durch staatliche Stellen.

Die Erstattung von Berichten staatlicher Stellen ist kein neues Phänomen. Im
parlamentarischen Bereich etwa enthält schon die US-Verfassung vom 17.09.
1787 in Art. 2 Abschnitt 3 eine geschriebene Pflicht des US-Präsidenten dem
Kongress Informationen zu übermitteln, mit anderen Worten ihm zu berichten7.

1 Vgl. die Literaturübersicht bei Bumke, DV 37 (2004), 3, 4 Fn. 5.
2 So z. B. Gurlit, DVBL 2003, 1119, 1124 Fn. 54.
3 Di Fabio, JuS 1997, 1.
4 Frühe Beiträge sind etwa Kloepfer, Information als Intervention; Ossenbühl, Um-

weltpflege durch behördliche Warnungen und Empfehlungen; Philipp, Staatliche Ver-
braucherinformationen; Ossenbühl, in: Jb. UTR 3 (1987), 27; Lübbe-Wolff, NJW 1987,
2705.

5 Z. B.: Wegmer, Staatshaftungsrechtliche Relevanz behördlicher Informationstätig-
keit; Boddenberg, Negative Produktinformation; Abbé, Verbraucherschutz durch Trans-
parenz; Honegg, Verwendung von staatlicher Verbraucherinformation; Vogt, Informa-
tionstätigkeit des BRH; Schneider, Staatliche Informationstätigkeit.

6 Gegenwärtig scheint die Beschäftigung mit dem Bereich der Verbraucherinforma-
tion im Vordergrund zu stehen, vgl. aktuell etwa Boddenberg, Negative Produktinforma-
tion; Honegg, Verwendung von staatlicher Verbraucherinformation; Abbé, Verbraucher-
schutz durch Transparenz; Schoch, NJW 2012, 2844; Ossenbühl, NVWZ 2011, 1357.

7 Maiwald, Berichtspflichten, S. 33.



In der Bundesrepublik hat die Bedeutung allein der Berichterstattung der Bundes-
regierung an den Bundestag quantitativ stetig zugenommen8.

Durch das staatliche Berichtswesen wird eine Fülle von Informationen verar-
beitet, komprimiert und weitergegeben. Diese Informationsverwaltung hat aus
mehreren Gründen hohe rechtliche Relevanz.

Dies betrifft zum einen die unmittelbare Wirkung der gezielten Informations-
veröffentlichung mit der Öffentlichkeit als Hauptadressat. Exemplarisch zeigt
sich dies etwa an den Berichten des BfV, die gemäß § 16 BVerfSchG explizit der
Unterrichtung der Öffentlichkeit dienen. In solchen Fällen werden bewusst Infor-
mationen von Staatsseite in der Form des Berichts an die Öffentlichkeit weiter-
gegeben, was letztlich auch der Verhaltensbeeinflussung dient, um z. B. gesell-
schaftliche Ablehnung zu erzeugen9.

Zum anderen haben auch Berichte, die an andere staatliche Stellen adressiert
sind, eine unmittelbare Informationswirkung durch regelmäßige Veröffentlichung.
Der Jahreswirtschaftsbericht etwa wird gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 StabG dem Bun-
destag und dem Bundesrat von der Bundesregierung erstattet. Seine Informa-
tionen sind aber durch die Parlamentsöffentlichkeit, die Veröffentlichung in den
Bundestagsdrucksachen, die gezielte Verbreitung als eigenständige Publikation
sowie die Abrufbarkeit im Internet allgemein zugänglich10.

Nicht zuletzt bilden Berichte oft die Grundlage für weiteres staatliches Han-
deln. Berichte sind dabei regelmäßig die Basis, um Erforderlichkeit, Art und Um-
fang weiterer Maßnahmen zu bestimmen11. Diese Maßnahmen sind nicht selten
selbst rechtserheblich12.

Berichterstattungspflichten können praktisch jedes Thema zum Gegenstand ha-
ben. Berichte wie der Jahresabrüstungsbericht 201313 befassen sich nahezu aus-
schließlich mit Fragen, die dem staatlichen Bereich zugeordnet werden können,

26 Einleitung

8 Die erste Legislaturperiode von 1949 bis 1953 verzeichnete neun Berichte der Bun-
desregierung an den Bundestag. In der vierten Legislaturperiode von 1961 bis 1965
waren es schon 110, für die 16. Legislaturperiode von 2005 bis 2009 wurden mittler-
weile 308 Berichte verzeichnet; vgl. Schindler, Datenhandbuch Bundestag 1949 bis
1990 Bd. I, S. 1268–1269 sowie Feldkamp, Datenhandbuch Bundestag 1990 bis 2010,
S. 625. Hiervon wird eine Vielzahl von Berichten nicht erfasst, z. B. der Verfassungs-
schutzbericht.

9 Murswiek, NVWZ 2004, 769, 771; ausführlich zum Verfassungsschutzbericht unten
Kap. 2. II. 1., S. 60.

10 Vgl. umfassend zum Jahreswirtschaftsbericht unten Kap. 2 II. 4., S. 96.
11 Schoch, in: HbdStR, § 37 Rn. 67.
12 Z. B. Gesetzesänderungen in Folge von Evaluierungsberichten. In Begründungen

zu Gesetzentwürfen wird nicht selten auf staatliche Berichte Bezug genommen, z. B. im
25. BaFöG-Änderungsgesetzentwurf, BT-Drucks. 18/2663, 1. Es ist nicht unüblich, dass
staatliche Berichte selbst konkrete rechtlich relevante Maßnahmen vorschlagen, vgl.
etwa den Bericht über die Auswirkungen des ProstG, BT-Drucks. 16/4146, 44.

13 BT-Drucks. 19/933.



anders formuliert berichtet der Staat hier über sich selbst, nämlich über seine
Abrüstungspolitik. Andere Berichte wie der Umwelt- oder der Sozialbericht be-
schäftigen sich mit Gegenständen, die sowohl staatlichen als auch gesellschaftli-
chen Bezug haben. Nicht zuletzt gibt es Berichte, die sich schwerpunktmäßig mit
gesellschaftlichen Phänomenen beschäftigen und hier bis zur Nennung konkreter
Einzelpersonen und Unternehmen gehen, so etwa der Verfassungsschutzbericht
oder der Bericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit (BfDI)14. In solchen Fällen kann die Erwähnung in einem Bericht
erhebliche Nachteile für die Betroffenen haben15 und Grundrechtseingriffe bein-
halten.

Trotz der rechtspraktisch erheblichen Relevanz hat das Berichtswesen des
Staates rechtswissenschaftlich bisher nur wenig Aufmerksamkeit erfahren. Zu
nennen sind hier zunächst vereinzelte Analysen einzelner Berichte, die aber das
Phänomen der Berichterstattung nicht insgesamt in den Blick nehmen16. Das Be-
richtswesen insgesamt ist vor allem aus staatsrechtlicher Perspektive und dort mit
dem Schwerpunkt der Berichte der Bundesregierung an den Bundestag betrachtet
worden17. Auch liegt eine verwaltungswissenschaftliche Arbeit zum Berichtswe-
sen vor, die sich im Schwerpunkt mit dem Bericht als Mittel der internen Verwal-
tungskontrolle beschäftigt18. Eine umfassende Untersuchung des Berichtswesens
mit Blick auf seine Rolle im System staatlichen Informationshandelns ist aber
bisher unterblieben19. Diese Lücke will diese Untersuchung schließen, indem sie
einerseits fragt, ob es sich bei Berichterstattung staatlicher Stellen um eine
eigene Handlungsform im System staatlichen Informationshandelns handelt, und
andererseits die zentralen Rechtsprobleme staatlicher Berichterstattung aufarbei-
tet.
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14 Zu diesen Berichten ausführlich unten Kap. 2 II. 1., S. 60 und Kap. 2 II. 3., S. 82.
15 Für der Verfassungsschutzbericht: Murswiek, NVWZ 2004, 769; für den Bericht

des Datenschutzbeauftragten: VG Köln, Beschluss v. 11.03.1999 – Az. 20 L 3757/98 –,
zitiert aus juris. Für Berichte des Bundeskartellamts Kloepfer, Information als Interven-
tion, S. 20–21 m.w.N.

16 Exemplarisch: zum Verfassungsschutzbericht: Murswiek, NVWZ 2004, 769; Doll,
NVWZ 2005, 658; zum Subventionsbericht aus auch ökonomischer Perspektive:
Dickertmann/Diller, WiSt 1986, 601; zum Monitoring-Bericht über die Auswirkungen
der Regelungen zur gewerblichen Sammlung von Abfällen: Petersen/Hermanns, Ab-
fallR 2014, 138; zu Schulinspektionsberichten: Winkler, JZ 2012, 762.

17 Monografisch Maiwald, Berichtspflichten; Teuber, Parlamentarische Informations-
rechte, S. 297–300; Linck, DÖV 1979, 116; Waechter, ZG 1996, 84; aus politologischer
Sicht Ismayr, ZParl 21 (1990), 553.

18 Monografisch Loeser, Berichtswesen.
19 Schoch, in: HbdStR, § 37 Rn. 65, 67 bezeichnet das Berichtswesen insgesamt als

„rechtswissenschaftlich weitgehend unerforscht“ und hält dieses „Forschungsdefizit“ für
erstaunlich. Freilich konstatiert er an anderer Stelle, das Berichtswesen weise kaum
Probleme auf, vgl. Schoch, VBlBW 2014, 361, 364. Ob dies zutreffend ist, wird die
Untersuchung zeigen.


